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6 Dienstliche Veranstaltungen

6.1 Dienstliche Veranstaltungen im Rahmen der Reservistenarbeit der

Bundeswehr

6.1.1 Grundsätze

6001. DVag gemäß § 81 SG sind dienstliche Vorhaben der Streitkräfte. Die Zuziehung zu einer DVag

ist auf freiwilliger Basis bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres möglich, sofern die Dienstfähigkeit

gegeben ist. Während der Dienstleistung stehen die Reservistinnen und Reservisten in einem

Wehrdienstverhältnis.

6002. Die Zielsetzung von DVag umfasst u. a.

• Reservistinnen und Reservisten zu informieren und fortzubilden,

• sie zur Wahrnehmung ihrer Mittlerfunktion für die Bw in der Gesellschaft zu motivieren und zu

befähigen,

• ihre militärischen Kenntnisse und Fertigkeiten aufzufrischen, zu erweitern, sowie die Bindung an die

Bw zu vertiefen,

• die individuelle und allgemeine Information zum Personalmanagement von Reservistinnen und

Reservisten,

• Führungskräfte aus dem zivilen Bereich als Multiplikatoren für die Bw zu gewinnen und

• Ungediente über die Streitkräfte zu informieren und sie gegebenenfalls mit Blick auf ihre

zivilberuflichen Qualifikationen für die Streitkräfte zu gewinnen.

6003. Unterschieden werden DVag im Rahmen von Beorderungsverhältnissen und DVag in der bu

ResArb:

• DVag im Rahmen von Beorderungsverhältnissen haben vorrangig das Ziel, die auf das

Beorderungsverhältnis bezogenen militärischen Kenntnisse und Fertigkeiten außerhalb von

Übungen aufzufrischen, zu erweitern sowie die Bindung an die BeordDSt zu vertiefen.

• DVag der bu ResArb dienen dazu, Reservistinnen und Reservisten zu informieren, fortzubilden,ihre

militärischen Kenntnisse und Fertigkeiten zu erhalten und zu vertiefen und sie zur Wahrnehmung

ihrer Mittlerfunktion für die Bw in der Gesellschaft zu motivieren und zu befähigen. Nicht beorderte

Reservistinnen und Reservisten sollen darüber hinaus, ihren Qualifikationen entsprechend, für

Beorderungen gewonnen werden.

6004. Die Bw trägt für DVag die alleinige Verantwortung. Dies schließt nicht aus, den VdRBw als

den besonders beauftragten Träger der bu ResArb außerhalb der Bw und die Deutsche Gesellschaft

für Wehrmedizin und Wehrpharmazie-Vereinigung Deutscher Sanitätsoffiziere e. V. zur fachlichen Aus und Weiterbildung der Sanitätsoffiziere bei der Vor- und Nachbereitung einer DVag in geeigneter und angemessener Weise zu beteiligen.

6005. DVag kommen sowohl für einzelne als auch für mehrere Personen in Betracht. Die Teilnahme

an Veranstaltungen außerhalb der Bw (wie z. B. bei der Polizei, verbündeten oder befreundeten

Streitkräften, ausländischen Soldaten- oder Reservistenvereinigungen) kann ebenfalls zur DVag erklärt werden, wenn die Bw sich hieran dienstlich beteiligt.

6006. Vorhaben im In- und Ausland für Reservistinnen und Reservisten, für die eine Genehmigung

zum Tragen der Uniform außerhalb eines Wehrdienstverhältnisses nach der UnifV und den UnifB,

Anlage 8.28 ausreichend ist, können nicht zur DVag erklärt werden.

6007. Im Rahmen der Planung einer DVag sind zu prüfen

• dienstlicher Zweck,

• Notwendigkeit der Durchführung im hoheitlichen Aufgabenbereich,

• Aufwand und Nutzen sowie

• Verfügbarkeit der erforderlichen Haushaltsmittel.

6008. Innerhalb der Bw wird der überwiegende Teil aller Vorhaben in der bu ResArb im Rahmen von

DVag durchgeführt. Die Verantwortung für die Durchführung von DVag liegt ausschließlich bei DSt der Bw. Diese Veranstaltungen werden durch Aufnahme in die Halbjahres-/Jahresplanung (Anlage 8.13) durch die zuständige Kommandeurin oder den zuständigen Kommandeur, die oder den DStLtr gebilligt.

6009. Die Nutzung privaten Materials (z. B. Ausbildungsgerät, Fahrzeuge) zur Durchführung von

DVag ist verboten. Ausbildungsmaterial von Körperschaften des öffentlichen Rechts (z. B. Technisches Hilfswerk) oder anderer Organisationen (z. B. Deutsches Rotes Kreuz, Malteser Hilfsdienst, Johanniter- Unfall-Hilfe) kann unter Anleitung des entsprechenden Fachpersonals in DVag verwendet werden.

6010. Im Zuge der Befehlsgebung zu DVag im Inland ist das Vorgesetztenverhältnis für alle

zugezogenen Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer im Sinne der Vorgesetztenverordnung (VorgV)

festzulegen. Es ist zu bestimmen, wem welche Vorgesetzteneigenschaft (§ 1 VorgV oder § 3 VorgV)

zukommt. Bei der Entsendung zu DVag anderer DSt nimmt grundsätzlich die oder der DStLtr vor Ort

für die Zeit der Teilnahme an der DVag die Vorgesetztenfunktion für alle Teilnehmenden wahr, sofern

im Zuziehungsschreiben nichts anderes geregelt ist. Eine gesonderte Befehlsgebung der

entsendenden Dienststelle ist nicht notwendig.

6011. StOffz/Offz ResAngel und FwRes sind Befugnisse von Vorgesetzten mit besonderem

Aufgabenbereich gemäß § 3 Vorgesetztenverordnung (VorgV) zur Erfüllung der aufgrund ihrer

Dienststellung übertragenen Aufgabe „Koordinierung und organisatorische Durchführung von DVag“

erteilt. Die truppendienstliche Unterstellung bleibt unberührt. StOffz/OffzResAngel und FwRes sind keine Teilnehmenden an DVag und damit auch nicht den jeweiligen Leitenden der DVag, welche gegenüber den jeweiligen Teilnehmenden an der DVag Vorgesetzte gemäß § 5 VorgV sind, unterstellt. Die Dienstanweisung für FwRes legt die mit der Dienststellung verbundenen Aufgaben fest und bestimmt ebenfalls, welche Soldatinnen und Soldaten als Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer DVag im Rahmen dieser Aufgabe unterstellt sind.

6012. Wehrdisziplinar- und Wehrbeschwerdeangelegenheiten richten sich nach der A-2160/6.

6013. Maßnahmen der Kriegsgräberfürsorge dürfen grundsätzlich nicht als DVag durchgeführt

werden112. Ausnahmen können in Einzelfällen (z. B. besonderer Bedarf an Militärkraftfahrern/

-kraftfahrerinnen – MKF) nur für Einzelpersonen zeitlich befristet genehmigt werden.

6014. Veranstaltungen ziviler Organisationen können von den zuständigen DSt für die

Teilnehmenden zur DVag erklärt werden. Dabei hat die erklärende DSt die gleichen Prüfungspflichten wie bei Veranstaltungen innerhalb der Bw. 
6.1.2 Teilnahmeberechtigter Personenkreis

6015. Reservistinnen und Reservisten können freiwillig und unabhängig von Beorderungsverhältnissen zugezogen werden. Ferner können Gäste im zivilen Status zu DVag eingeladen werden.

6016. Sollen ausnahmsweise ungediente Personen, die bisher keine Verpflichtung zu einer

Wehrdienstleistung abgegeben haben und somit nicht zur Personengruppe der Reservistinnen und

Reservisten gehören, im Soldatenstatus an einer DVag teilnehmen, ist hierfür eine Ausnahmegenehmigung einzuholen. Ein entsprechender Antrag auf Ausnahmegenehmigung ist auf dem Dienstweg, spätestens drei Monate vor Beginn der DVag, bei der zuständigen HöhKdoBeh/dem

zuständigen BA vorzulegen. In dem Antrag ist zu begründen, warum die Teilnahme der ungedienten

Person

• aus dienstlichen Gründen zwingend im Soldatenstatus erforderlich und

• nicht auch als Gast im zivilen Status möglich ist.

6017. Im Rahmen der Bearbeitung der Ausnahmegenehmigung ist zu prüfen, ob die betroffene

Person der besonderen Personengruppe gemäß Abschnitt 3.6.7 angehört.

6018. Nach Vorliegen der Ausnahmegenehmigung ist über das zuständige KarrC Bw die

wehrrechtliche Verfügbarkeit für den RD zu prüfen.

6019. Die Dienstfähigkeit ist durch die zuziehende DSt beim KarrC Bw vor der Teilnahme an der

ersten DVag abzufragen. Bei gedienten Personen erfolgt die Feststellung der Dienstfähigkeit im

Rahmen der Regelvermutung auf der Grundlage der letzten von einer Wehrersatzbehörde in den

Gesundheitsunterlagen dokumentierten Begutachtung. Mit der Unterschrift auf der DVag-Liste bestätigt der Reservist bzw. die Reservistin, dass sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Gesundheitsstörungen der Ableistung der DVag entgegenstehen und sich der Reservist bzw. die Reservistin körperlich in der Lage sieht, an der DVag teilzunehmen, also dienstfähig ist.

6020. Eine aktuelle Überprüfungsuntersuchung durch ein KarrC Bw findet nur bei Ungedienten und

nicht dienstfähig Untersuchten, oder wenn die zuzuziehende Person oder die zuziehende DSt Zweifel

an der Dienstfähigkeit geltend macht, statt.

6021. Für die Teilnahme an DVag kann eine Ausnahmeentscheidung von den Bestimmungen der

A1-831/0-4000 bei BAPersBw II ZA 3 Ärztlicher Dienst beantragt werden.113

6022. Bestehen Zweifel an der gesundheitlichen Eignung, kann die Reservistin oder der Reservist

eine Überprüfung der Dienstfähigkeit für DVag (Anlage 8.7) über das für seinen Wohnort zuständige

LKdo114 beantragen. Das Ergebnis dieser Begutachtung erhalten die Reservistin oder der Reservist

sowie das beteiligte LKdo. Nicht mehr oder vorübergehend nicht dienstfähige Reservistinnen und

Reservisten können bei geeigneten DVag als Gäste im zivilen Status eingeladen werden. Personen,

die wegen ihres körperlichen Zustandes oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfüllung ihrer

Dienstpflichten vorübergehend oder dauernd dienstunfähig sind (§ 81 Abs. 2 SG), können nicht zu

DVag zugezogen werden.

6023. Im Weiteren dürfen zu DVag solche Personen nicht zugezogen werden,

• die als Kriegsdienstverweigerer anerkannt sind (§ 75 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 SG),

• die von Dienstleistungen ausgeschlossen sind (§ 65 SG),

• die von Dienstleistungen zurückgestellt sind (§ 67 SG insbesondere nach Abs. 5),

• die die Rechtsstellung einer Soldatin oder eines Soldaten verloren haben (§§ 48 und 54 Abs. 2

Nr. 2 SG),

• die durch Urteil in einem gerichtlichen Verfahren aus dem Dienstverhältnis entfernt worden sind

(§ 76 Abs. 1),

• die nach § 55 Abs. 5 oder § 75 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 SG entlassen worden sind,

• die ihren Dienstgrad verloren haben (§ 53 Abs. 1, § 57 Abs. 2, § 76 Abs. 3 SG) oder

• denen das Ruhegehalt oder der Dienstgrad aberkannt worden ist (§§ 65 und 66 WDO).

6024. Im Zweifelsfall ist eine Verfügbarkeitsprüfung über das zuständige KarrC Bw einzuleiten.

6025. Wer aus dem vorgenannten Personenkreis nicht zugezogen werden darf, darf an einer DVag

auch nicht als Gast (d. h. nur außerhalb eines Wehrdienstverhältnisses) teilnehmen.

6026. In der bu ResArb ist die charakterliche Eignung der Person zur Teilnahme an einer DVag durch das zuständige LKdo zu prüfen, bevor diese Person mittels Zuziehungsschreiben zu einer

Veranstaltung eingeladen wird. Die Verfügbarkeit und Dienstfähigkeit ist nach Aktenlage vor der ersten DVag über das zuständige KarrC Bw formlos zu erfragen. Das Ergebnis ist mit allen notwendigen Daten unter Beachtung der Datenschutzbestimmungen in die Datenbank EVARes aufzunehmen.

6.1.3 Freiwilligkeitsgrundsatz/Teilnahme an Dienstlichen Veranstaltungen

6027. DVag werden im Rahmen des AllgRD abgeleistet. Die Teilnahme an DVag ist freiwillig.

Insofern steht es in der freien Entscheidung der zur DVag eingeladenen Personen, ob sie der

Zuziehung Folge leisten und den Dienst antreten.

6028. Das Wehrdienstverhältnis beginnt nicht mit dem im Zuziehungsschreiben (Formular Bw/2388,

Muster siehe Formulardatenbank) genannten Zeitpunkt, sondern mit dem tatsächlichen Dienstantritt

(Meldung bei der oder dem Leitenden oder am Meldekopf und Eintragung/Unterschrift in die Liste der

Teilnehmerinnen und Teilnehmer). Eine Liste der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Dienstlichen Veranstaltung (Formular Bw/2391, siehe GAIP) ist grundsätzlich zu führen.

6029. Ein vorzeitiges Verlassen der DVag bedarf der Abmeldung bei der bzw. dem Leitenden.

Abwesenheiten sind in der Liste der Teilnehmerinnen und Teilnehmer entsprechend zu vermerken.

6030. Die Vorbereitung von DVag und die Bereitstellung von Personal, Mitteln und Ausbildungseinrichtungen sind oft nur durch eine ausreichend große Teilnehmerzahl zu rechtfertigen. Die oder der für die Genehmigung zuständige Vorgesetzte kann für DVag eine Mindest-teilnehmerzahl festlegen, bei deren Unterschreitung sie oder er die Veranstaltung absagen kann.

6031. Ein Rechtsanspruch auf die Zuziehung zu einer DVag besteht nicht.

6.1.4 Dauer

6032. Die Dauer einer DVag wird durch den Zweck des Vorhabens bestimmt und darf grundsätzlich

drei Tage nicht überschreiten. Bei längerer An- und Abreise oder größerem organisatorischen Aufwand kann die DVag nach Entscheidung der oder des für die Genehmigung zuständigen Vorgesetzten bis zu fünf Tage dauern. Bei der Festsetzung ist daher zu prüfen, ob der Inhalt, der Zeitansatz und die aufzuwendenden Mittel in einem ausgewogenen Verhältnis zum erwarteten Erfolg stehen. Darüber hinausgehende Ausnahmeanträge sind KompZResAngelBw zur Entscheidung vorzulegen. Eine generelle Ausnahme wird für DVag im Rahmen der Einstellung nach § 43 Abs. 3 i. V. m. § 26 Abs. 4 SLV erteilt.

6.1.5 Antragstellung und Erklärung von Vorhaben zu Dienstlichen

Veranstaltungen

6033. Jede Reservistin und jeder Reservist kann Anträge auf Erklärung von Vorhaben zu DVag mit

einer ausführlichen Begründung stellen. Beorderte Reservistinnen und Reservisten legen Anträge für

Vorhaben in der bu ResArb ihrer BeordDSt vor. Anträge für Vorhaben in der bu ResArb sind dem

zuständigen LKdo vorzulegen. Anträge können auch über den VdRBw an das LKdo gerichtet werden.

Für die Anträge gilt das Formular Bw/2390 (siehe GAIP). Soweit erforderlich, sind Anträge auf dem

Dienstweg mit Stellungnahmen der Zwischenvorgesetzten an die entscheidungsbefugte DSt

weiterzuleiten.

6034. Für Vorhaben, an denen ausschließlich frühere BS vom Dienstgrad eines Brigadegenerals

oder vergleichbaren Dienstgrades an aufwärts teilnehmen sollen, ist der Antrag an BMVg FüSK III 4 zu richten.

6035. Soweit BMVg bei eigenen DVag nicht die Zuziehung von sich aus veranlasst, beantragen

Reservistinnen oder Reservisten vom Dienstgrad Brigadegeneral (oder vergleichbarem Dienstgrad) an aufwärts im Rahmen der bu ResArb die Teilnahme an DVag im Ausland bei dem für ihren

Hauptwohnsitz zuständigen LKdo. Dieses legt den Antrag mit einer Stellungnahme über

KompZResAngelBw bei BMVg FüSK III 4 zur Entscheidung vor, in allen anderen Fällen (Inland)

unmittelbar bei BMVg FüSK III 4.

6036. Die Befugnis, Vorhaben zu DVag zu erklären, ist für Vorhaben im Inland übertragen

• für die beorderungsbezogene ResArb den jeweiligen Kommandeurinnen und Kommandeuren sowie

DStLtr mit mindestens der Disziplinarbefugnis der Stufe 2. Dies gilt auch für die Zuziehung des bei

der DSt für besondere Aufgaben (z. B. Vorbereitung/Ausbildung als Kontingent der NATO Response

Force) beschäftigten, nicht beorderten Zivilpersonals der Bw;

• für die in der bu ResArb gemäß Nr. 6040 aufgeführten truppendienstlichen Vorgesetzten, in deren

Verantwortung die jeweilige Veranstaltung durchgeführt wird. Das Erstellen der Zuziehungsschreiben

verbleibt grundsätzlich in der Verantwortung der oder des für die einzelne Teilnehmerin

oder den einzelnen Teilnehmer zuständigen Kommandeurin bzw. Kommandeurs oder DStLtr.

6037. Die Befugnis, Vorhaben im Rahmen der bu ResArb im Ausland zu DVag zu erklären, ist der

Amtschefin oder dem Amtschef des SKA übertragen.

6038. In der bu ResArb sind Anträge auf Erklärung zu DVag im Ausland in einfacher Ausfertigung

über KdoTerrAufgBw bei KompZResAngelBw vorzulegen. Dies geschieht durch einen Besuchsantrag/ Request for Visit115, der im Rahmen des ohnehin erforderlichen Besuchs-kontrollverfahrens notwendig ist. Diesem sind die Veranstaltungsunterlagen (Befehlsentwurf mit Bestätigung vorhandener Haushaltsmittel, Einladung und oder Ausschreibung) beizufügen. Der dienstliche Zweck muss dabei klar erkennbar sein. Für sämtliche Vorhaben im Ausland veranlasst das SKA die Erteilung der Einreise und UTE im Rahmen des Besuchskontrollverfahrens über die deutschen Militärattaché-Stäbe.

6039. In der beorderungsbezogenen ResArb sind Anträge auf Erklärung von Vorhaben zu DVag im

Ausland an das Kommando/Bundesamt des jeweiligen OrgBer zu richten.

6.1.6 Unterstellung

6040. Während DVag unterstehen die RDL truppendienstlich im Inland

• in der beorderungsbezogenen ResArb den Disziplinarvorgesetzten der Einheiten/DSt oder

Verbänden,

• in der bu ResArb der Kommandeurin oder dem Kommandeur des jeweiligen LKdo und deren

jeweiligen Vorgesetzten oder der Kommandeurin bzw. dem Kommandeur des jeweiligen Regionalstabs,

• der Amtschefin oder dem Amtschef des SKA für Vorhaben, zu denen Personen auf Bundesebene

zugezogen werden sollen und

• der Kommandeurin oder dem Kommandeur der Sanitätsakademie der Bw für wehrmedizinische und

wehrpharmazeutische Fortbildungsvorhaben, zu denen Reservistinnen und Reservisten des

Sanitätsdienstes auf Bundesebene zugezogen werden sollen;

im Ausland

• in den Vereinigten Staaten von Amerika und in Kanada der Kommandeurin oder dem Kommandeur

des Bundeswehrkommandos USA/CA,

• in Frankreich, Großbritannien, Italien und den Niederlanden der oder dem Ltr der jeweiligen

Deutschen Delegation und im übrigen Ausland

• der Amtschefin oder dem Amtschef des SKA.

6041. Die truppendienstlichen Vorgesetzten können bei DVag eine Soldatin oder einen Soldaten mit

der Leitung der DVag beauftragen und weitere Soldatinnen und Soldaten zur Unterstützung

einsetzen; diesen Soldatinnen und Soldaten ist die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche

Befehlsbefugnis nach § 5 der VorgV zu übertragen. Die Unterstellungsanordnung ist in dem

Zuziehungsschreiben, spätestens zu Beginn der DVag nach § 5 Abs. 2 der VorgV bekannt zu geben.

6042. Die Pflicht der truppendienstlichen Vorgesetzten zur Dienstaufsicht nach § 10 Abs. 2 SG bleibt

unberührt. Die truppendienstlichen Vorgesetzten üben die Dienstaufsicht während einer DVag selbst

oder durch besonders bestimmte Soldatinnen und Soldaten aus. Diese sollen – von Ausnahmen aus

zwingenden dienstlichen Gründen abgesehen – mindestens den gleichen Dienstgrad wie die oder der

Leitende der DVag haben. Den Beaufsichtigten gegenüber sind die eingeteilten Dienstaufsichtführenden in geeigneter Weise allgemein oder für den Einzelfall bekannt zu geben, wenn es sich nicht um Stammpersonal der zuständigen DSt handelt. Dies kann auch im Zuziehungsschreiben als Zusatz in der Zeile erfolgen, in welcher der oder die Disziplinarvorgesetzte benannt wird.

6043. Disziplinarvorgesetzte der Reservistinnen und Reservisten sind die in Nr. 6040 genannten

truppendienstlichen Vorgesetzten mit Disziplinarbefugnis nach den §§ 27 und 28 der WDO (A-2160/6, Abschnitt 1.2.3). Die Ausübung der Disziplinarbefugnis regelt A-2160/6, Abschnitt 1.6 „Handhabung der Disziplinarbefugnis bei kurzzeitigen Wehrdienstverhältnissen“.

6.1.7 Grundsätze für die Erklärung von Vorhaben zu Dienstlichen

Veranstaltungen

6044. Die für die Erklärung von Vorhaben zu DVag zuständigen Stellen prüfen, ob der Nutzen für die

Bw den Aufwand/die Teilnahme an einem Vorhaben rechtfertigt.

6045. Vorhaben oder die Teilnahme an Vorhaben dürfen erst dann zur DVag erklärt werden, wenn

feststeht, dass für ihre Durchführung die notwendigen Haushaltsmittel zur Verfügung stehen oder von

vorgesetzten KdoBeh die Bereitstellung der notwendigen Ausgabemittel zugesagt wurde.

6046. Die Erklärung eines Vorhabens zur DVag geschieht gegenüber den Antragstellerinnen und

Antragstellern schriftlich. Für Vorhaben, die unmittelbar von der zuständigen Stelle als eigene DVag

durchgeführt werden, ist die Erklärung in einem Aktenvermerk festzuhalten oder mit Befehl zu regeln.

6.1.8 Anmeldeverfahren in der beorderungsunabhängigen Reservistenarbeit

6047. Anmeldungen zu DVag erfolgen grundsätzlich mit dem Anmeldebogen für Dienstliche

Veranstaltungen der Bundeswehr (Anlage 8.14) beim zuständigen LKdo.

6048. Andere Anmeldeverfahren bei DVag können mit den LKdo abgesprochen werden. Es dürfen

nur Reservistinnen und Reservisten zugezogen werden, die zum Ausdruck gebracht haben, dass sie

an der DVag teilnehmen wollen.

6049. Für Besuche im Ausland sind zur Abwicklung des Besuchskontrollverfahrens zusätzliche

Angaben erforderlich.

6050. Anmeldungen zu DVag werden nur bei Vorliegen der unterschriebenen Datenschutzerklärung

und des Erfassungsbelegs für EVARes (Anlage 8.8) bearbeitet. Der Erfassungsbeleg besitzt eine

Gültigkeit von 2 Jahren. Die Frist beginnt bei jeder Teilnahme an einer DVag erneut zu zählen.

6.1.9 Zuziehung

6051. Das Erstellen der Zuziehungsschreiben verbleibt grundsätzlich in der Verantwortung der

oder des für die einzelne Teilnehmerin oder den einzelnen Teilnehmer zuständigen Kommandeurin

oder Kommandeurs119 oder DStLtr. Zuziehungsschreiben (siehe GAIP) werden, jeweils bezogen auf

die einzelne Person, in Form einer Einzelzuziehung (Formular Bw/2388, Teilnahme an einer DVag)

oder in Form einer Sammelzuziehung (Formular Bw/2389, Teilnahme an mehreren DVag) erstellt. Eine Sammelzuziehung (siehe GAIP) ist der Ausnahmefall und nur zulässig, wenn die Bedingungen der in ihr enthaltenen einzelnen DVag gleich sind oder unterschiedliche Bedingungen vollständig und

eindeutig wiedergegeben werden können. Nur ein vor Beginn einer DVag bekannt gegebenes

Zuziehungsschreiben stellt den Soldatenstatus während der DVag sicher. Den Soldatenstatus während einer DVag können die Zugezogenen bei Bedarf gegenüber anderen Stellen durch ihre

Zuziehungsschreiben belegen. Eine gesonderte Teilnahmebescheinigung ist nicht vorgesehen.

6.1.10 Anzug

6052. Während der DVag tragen die RDL grundsätzlich Uniform nach Maßgabe der Bestimmungen

der A2-2630/0-0-5. Bei der Hin- und Rückreise zwischen der Wohnung und dem Ort, an dem die DVag beginnt oder endet, kann den Teilnehmenden die UTE mit dem Zuziehungsschreiben gemäß der UnifV in Verbindung mit den UnifB erteilt werden.

6.1.11 Dienstfahrerlaubnis der Bundeswehr

6053. Bei RDL, denen während einer Dienstleistung ein DFS der Bw oder eine Bescheinigung über

den Besitz der DFE der Bw ausgehändigt werden soll, müssen die Voraussetzungen nach der A2-

1050/10-0-20 Abschnitt 9, erfüllt sein.

6054. Im Ausnahmefall genügt die allgemeine Fahrerlaubnis der Klasse B oder 3 zum Fahren eines

Dienstfahrzeugs im Betrieb Inland, obwohl keine DFE der Bw für Dienstfahrzeuge der Klasse B vorliegt, sofern die Voraussetzungen der Zentralen Dienstvorschrift A-1050/11 „Betrieb von Dienstfahrzeugen“, Nr. 303, erfüllt sind.

6.1.12 Fürsorge/Versorgung

6055. Während der DVag haben die zugezogenen RDL Anspruch auf unentgeltliche truppenärztliche

Versorgung nach § 6 WSG. Für gesundheitliche Schädigungen, die während der DVag oder auf der

zeitlich im Zusammenhang stehenden und auf dem kürzesten Weg durchgeführten Hin- und Rückreise eingetreten sind, erhalten die zugezogenen Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Beendigung der DVag auf Antrag Versorgung nach § 80 i. V. m. § 81 Abs. 3 Nr. 1 SVG (erforderlichenfalls auch Heilbehandlung einschließlich Versorgungskrankengeld). Der Antrag ist an das BAPersBw zu richten.

6056. Wenn Art und Dauer einer DVag es erfordern, ist den Teilnehmenden unentgeltlich

Gemeinschaftsverpflegung und Gemeinschaftsunterkunft bereitzustellen. Sofern keine Truppenverpflegung bereitgestellt werden kann, ist die Verpflegung der Teilnehmenden anderweitig

sicherzustellen. Reservisten und Reservistinnen, denen während der Dauer der Zuziehung zu

Dienstlichen Veranstaltungen nach § 81 Soldatengesetz (DVag) keine Gemeinschaftsverpflegung

bereitgestellt wird, ist eine Entschädigung in Form eines Verpflegungsgeldes in Höhe des

Sachbezugswertes nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung auszuzahlen.120 Die Teilnehmenden sind nach § 18 SG i. V. mit den Verwaltungsvorschriften (VwV) über die Verpflichtung

zum Wohnen in Gemeinschaftsunterkunft121 aufgrund einer dienstlichen Anordnung, sofern diese

bereits mit dem Zuziehungsschreiben verfügt wird, verpflichtet, in Gemeinschaftsunterkünften zu

wohnen und an der Gemeinschaftsverpflegung teilzunehmen.

6057. Befohlene Dienstbekleidung (Uniform/Uniformteile gemäß A2-2630/0-0-5) und Ausrüstungsgegenstände sind bereitzustellen, soweit solche nicht im Besitz der zugezogenen Teilnehmerinnen und Teilnehmern sind (§ 1 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 5 WSG).

6058. Den zugezogenen Teilnehmerinnen und Teilnehmern wird auf Antrag Fahrtkostenerstattung

für die Reise zum Zuziehungsort und nach Beendigung der DVag für die Reise vom Zuziehungsort zur Wohnung nach Maßgabe des § 11 Abs. 3 des BRKG gewährt122. Wenn die Art der DVag es zulässt, sind zur Fahrtkostenersparnis bundeswehreigene Transportmittel einzusetzen oder öffentliche Verkehrsmittel zu nutzen.

6059. Für die Teilnahme von Reservistinnen und Reservisten an Veranstaltungen außerhalb des

eigenen Zuständigkeitsbereiches eines LKdo sind durch das durchführende LKdo die Haushaltsmittel

für alle Teilnehmenden bereitzustellen.

6060. Start- oder Nenngelder dürfen innerhalb der Bw für die Teilnahme an militärischen Übungen

in Wettkampfform und an Sportveranstaltungen weder erhoben noch erstattet werden. Dies gilt

gleichermaßen für alle Soldatinnen und Soldaten.

6061. Von nicht der Bw angehörenden Teilnehmern und Teilnehmerinnen darf Start- oder Nenngeld

erhoben werden. Die Abrechnung erfolgt über das zuständige BwDLZ.

6062. Bei Veranstaltungen außerhalb der Bw sind durch die Teilnahme entstandene Start- oder

Nenngelder auf Antrag von der zuziehenden DSt zu zahlen/erstatten.

6063. RDL, die an einer DVag teilnehmen, haben während dieser keine Ansprüche auf

Geldleistungen nach dem USG sowie WSG.

6064. Das ArbPlSchG gilt für die Teilnahme an DVag ebenfalls nicht.

Bei der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber oder der Behörde muss gegebenenfalls für die Dauer der DVag Arbeitsbefreiung beantragt werden.

Angehörige des öffentlichen Dienstes können entweder Dienstbefreiung (bei DVag bis zu eintägiger

Dauer) oder – bei länger dauernden DVag – Sonderurlaub (Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach tarifrechtlichen Bestimmungen, Beamtinnen bzw. Beamte, Richterinnen und Richter nach den

Sonderurlaubsverordnungen des Bundes und der Länder) beantragen.

Für Beamtinnen bzw. Beamte, Richterinnen und Richter des Bundes ist die Rechtsgrundlage für die

Gewährung von Sonderurlaub zur Teilnahme an DVag § 11 Abs. 2 der Sonderurlaubsverordnung. Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Bundes ist diese Zentralrichtlinie außertariflich anzuwenden.

Die Sonderurlaubsverordnungen der Länder enthalten für Beamtinnen und Beamte im Dienst der

Länder, Kommunalbehörden und Landeskörperschaften des öffentlichen Rechts ähnliche Regelungen.

Möglichen Teilnehmerinnen oder Teilnehmern, die arbeitslos sind, ist dringend anzuraten, sich vor der Einverständniserklärung zur Teilnahme an einer DVag mit der zuständigen Agentur für Arbeit in

Verbindung zu setzen, um arbeitsförderungsrechtliche Nachteile möglichst zu vermeiden.

6.1.13 Dienstgradführung

6065. Die Teilnahme von Reservistinnen und Reservisten an DVag findet grundsätzlich mit dem

endgültig verliehenen Dienstgrad statt. Vorläufig verliehene Dienstgrade dürfen nur im Rahmen von

Dienstleistungen in der Beorderungsverwendung getragen werden. Ungediente Personen nehmen im

untersten Mannschaftsdienstgrad teil. Diesen erhalten die Teilnehmenden von Rechts wegen mit der

Zuziehung ohne eine Verleihung. Für Zivilpersonal, das Katalog-Aufgaben, Aufgaben der

Wehrverwaltung oder fachbezogene Aufgaben wahrnimmt, gelten die Vorgaben gemäß Abschnitt 3.8.4.

6.2 Dienstliche Veranstaltung zur Information

6.2.1 Grundsatz

6066. Soweit in den nachstehenden Einzelbestimmungen ausdrücklich keine abweichenden

Regelungen getroffen werden, sind die Bestimmungen des Abschnitts 6.1 anzuwenden.

6.2.2 Zweck, Form und Dauer

6067. DVag zur Information (InfoDVag) sind eine Sonderform und dienen der Gewinnung von

Führungskräften aus dem zivilen Bereich sowie von politischen Mandatsträgerinnen und

Mandatsträgern als Mittlerinnen und Mittler sowie als Multiplikatorinnen und Multiplikatoren für die

Unterstützung der sicherheits- und verteidigungspolitischen Aufgaben und Zielsetzungen der Bw. Die

Vorhaben werden auf Weisung der Kommandos der MilOrgBer von dazu bestimmten DSt in

geschlossener Form durchgeführt. Abgeordnete des Deutschen Bundestages, der Länderparlamente

und des Europäischen Parlaments können auch außerhalb der geschlossenen Form an InfoDVag

teilnehmen. InfoDVag können bis zu zwölf Tage dauern.

6.2.3 Teilnahmeberechtigter Personenkreis

6068. An InfoDVag können bei dienstlichem Interesse folgende Personen auf der Grundlage des

§ 81 SG teilnehmen:

• hochrangige zivile Führungskräfte aus Wirtschaft, öffentlichem Dienst und Wissenschaft (z. B.

Spitzenkräfte aus Unternehmen, Spitzenvertreterinnen und Spitzenvertreter von Arbeitgeber-,

Arbeitnehmer- und Fachverbänden, Gewerkschaften, hohe Beamtinnen und Beamte, Richterinnen

und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie ausgewählte Vertreterinnen und Vertreter

aus den Bereichen Bildung, Forschung, Presse und Medien),

• sonstige herausragende Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, andere für die Öffentlichkeitsarbeit

in Fragen der Sicherheits- und Verteidigungspolitik wichtige Meinungsbildnerinnen und

Meinungsbildner sowie Multiplikatorinnen und Multiplikatoren und

• Mitglieder des Deutschen Bundestages, der Länderparlamente und des Europäischen Parlaments.

6069. Reservistinnen und Reservisten mit in der Bw verliehenen Offizier- oder Unteroffizierdienstgraden sowie Personen, die schon auf anderem Wege über die Streitkräfte informiert sind, sollen grundsätzlich nicht an InfoDVag teilnehmen.

6070. Anträge/Anfragen zur Teilnahme an InfoDVag, die bei den DSt eingehen, sind wie folgt

vorzulegen:

• Bewerberinnen oder Bewerber für das Heer: Kommando Heer (ZA/Contr),

• Bewerberinnen oder Bewerber für die Luftwaffe: Kommando Luftwaffe ZAufg,

• Bewerberinnen oder Bewerber für die Marine: Marinekommando Z,

• Bewerberinnen oder Bewerber für die Streitkräftebasis: Kommando Streitkräftebasis PIZ SKB und

• Bewerberinnen oder Bewerber für den Sanitätsdienst: Kommando Sanitätsdienst der

Bundeswehr UAbt IX.

• Bewerberinnen oder Bewerber für den Cyber- und Informationsraum: Kommando CIR Ref Res

6071. Das Bewerbungs- und Auswahlverfahren richtet sich nach den Weisungen der Kommandos

der OrgBer. DSt, die Bewerberinnen und Bewerber für InfoDVag vorgeschlagen oder Bewerbungen an die zuständigen Stellen weitergeleitet haben, erhalten von den Kommandos der OrgBer eine schriftliche Mitteilung darüber, ob die Bewerberin oder der Bewerber angenommen oder abgelehnt wurde. Am weiteren Schriftverkehr werden diese DSt nicht beteiligt. Bei Einplanung von Medienvertreterinnen und Medienvertretern für InfoDVag ist BMVg Presse- und Informationsstab vom Kommando des jeweiligen OrgBer zu beteiligen. Anträge von Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern sind BMVg P II 1 unmittelbar vorzulegen. BMVg P II 1 legt diese Anträge nach Abstimmung mit dem zuständigen Kommando des jeweiligen OrgBer der Leitung BMVg zur Entscheidung vor.

6.2.4 Verfahren

6072. Die Kommandos der OrgBer übersenden regelmäßig mindestens fünf Monate vor Beginn einer

InfoDVag die Personalbögen (Anlage 8.6) der Bewerberinnen und Bewerber dem jeweils zuständigen

KarrC Bw Dez WE.

6073. Dieses veranlasst die Feststellung der wehrrechtlichen Verfügbarkeit und teilt das Ergebnis

der mit der Durchführung beauftragten DSt mit.123

6074. Bei gedienten Personen erfolgt die Feststellung der Dienstfähigkeit im Rahmen einer

Regelvermutung auf der Grundlage der letzten dokumentierten ärztlichen Begutachtung. Eine

Überprüfungsuntersuchung durch ein KarrC Bw erfolgt nur bei ungedienten und nicht auf

Dienstfähigkeit untersuchten Personen oder, wenn die Person oder die zuziehende DSt Zweifel an der Dienstfähigkeit geltend macht.

6075. Bei Hinderungsgründen wird den jeweiligen Bewerberinnen und Bewerbern die Ablehnung von

den in Nr. 6070 genannten Stellen in geeigneter Form mitgeteilt.

6.2.5 Zuziehende Stelle

6076. Zuziehende Stelle für InfoDVag ist die mit der Durchführung beauftragte DSt des jeweiligen

OrgBer.

6.2.6 Unterstellung

6077. Während der InfoDVag unterstehen die RDL truppendienstlich der oder dem DStLtr der mit

der Durchführung beauftragten DSt.

6.2.7 Uniform

6078. Bei InfoDVag der MilOrgBer Heer, Luftwaffe und Marine tragen die Teilnehmerinnen und

Teilnehmer die Uniform des jeweiligen Uniformträgerbereichs (UTB); bei InfoDVag der übrigen OrgBer tragen gediente Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihre bisherige Uniform, bei ungedienten

Teilnehmerinnen und Teilnehmern wird die Uniform im Einzelfall durch den jeweils zuständigen OrgBer festgelegt.

6.2.8 Führung eines zeitweiligen Dienstgrades

6079. Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern kann für die Dauer der InfoDVag der zeitweilige

Dienstgrad „Oberleutnant“ nach § 5 Abs. 3 Satz 6 der SLV verliehen werden, der mit Beendigung der

InfoDVag ohne weitere Ansprüche wieder entfällt. Er darf nicht nach § 2 ResG mit dem Zusatz „der

Reserve (d. R.)“ weitergeführt werden. Die Zeit einer InfoDVag wird auf Dienstzeiten, die Voraussetzung für eine Beförderung sind, nicht angerechnet (§ 10 Abs. 2 Satz 2, § 22 Abs. 2 und 5 und § 43 Abs. 8 der SLV). Für das Verfahren (z. B. Erstellen/Aushändigen der Ernennungsurkunden) gelten die Bestimmungen für die Dienstgradführung und Verleihung von Dienstgraden an Reservistinnen und Reservisten entsprechend (Abschnitt 3.8). Die Kommandos der OrgBer übersenden die Anträge auf Verleihung eines zeitweiligen Dienstgrads nach Feststellung der wehrrechtlichen Verfügbarkeit, spätestens aber zwei Monate vor Beginn der InfoDVag, an BAPersBw. Einzelheiten zu dem Verfahren sind in den GAIP geregelt.

6.3 Informationsaufenthalte124

6080. Wünschen nach Einweisungen und Informationen bei DSt im regionalen Bereich kann neben

einer InfoDVag durch Informationsaufenthalte entsprochen werden. An diesen Informationsaufenthalten (im zivilen Status) können auch die Personen teilnehmen, die wegen ihres körperlichen Zustandes oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten vorübergehend oder dauernd unfähig sind, soweit dies nicht im Einzelfall durch den zuständigen OrgBer ausgeschlossen wird.

6.4 Besonderheiten

6.4.1 Dienstliche Veranstaltungen im Ausland

6081. Voraussetzung für die Teilnahme an DVag im Ausland ist im Rahmen der  Beorderungs-bezogenen ResArb ein entsprechendes Abkommen sowie in der bu ResArb eine Einladung durch eine gastgebende Person oder Einrichtung und die Zustimmung des Gastlandes.

6082. Die Anmelde- und Wettkampfbestimmungen der Veranstaltenden sind zu beachten, die

Anmeldung ist grundsätzlich Aufgabe der einzelnen entsendenden LKdo. Alle entsendenden DSt

erstellen eine eigene Teilnehmerliste mit eigener Listenführerin oder eigenem Listenführer.

6083. Die Beteiligung von Reservistinnen und Reservisten an Aktivitäten von CISOR oder

CIOR/CIOMR wird zentral durch KompZResAngelBw veranlasst. Bei Bedarf wird das jeweils

zuständige LKdo um Unterstützung, z. B. bei Einkleidung, gebeten. Die Einbindung des VdRBw erfolgt auf Ebene der Bundesgeschäftsstelle.

6084. DVag im Ausland sollen vorrangig in räumlicher Nähe zur beantragenden DSt durchgeführt

werden (Nachbarstaaten). Ausnahmen sind möglich, wenn die Ausbildung nur an weiter entfernten

Durchführungsorten im Ausland erfolgen kann oder gewachsene Beziehungen zur ausländischen DSt bestehen. Der dienstliche Zweck muss dabei klar erkennbar sein.

6085. Bei Übungs- und Ausbildungsvorhaben ausländischer Streitkräfte sind besonders die

Sicherheitsbestimmungen zu beachten. Eine Teilnahme ist nur zulässig, wenn die Übungen und

Ausbildungsvorhaben mindestens dem Standard der Sicherheitsbestimmungen der Bw entsprechen.

6086. Besondere Vorkommnisse gemäß der Zentralen Dienstvorschrift A-200/5 VS-NfD

„Meldewesen der Bundeswehr“ sind unmittelbar dem örtlichen Verteidigungsattaché und der

entsendenden DSt zu melden. KompZResAngelBw ist zu beteiligen.

6087. Nach Durchführung einer DVag im Ausland im Rahmen der bu ResArb legt die oder der

Leitende innerhalb von drei Wochen einen Erfahrungsbericht (Anlage 8.9) auf dem Dienstweg bei

KompZResAngelBw vor.

6.4.2 Einladungen von Gästen zu Dienstlichen Veranstaltungen

6088. Die Teilnahme von Gästen kann bei geeigneten Veranstaltungen wünschenswert sein, um

eine Multiplikatorenwirkung in der Öffentlichkeit zu erzielen. Daneben sind die Verbindungen zu

verbündeten oder befreundeten Streitkräften, Polizei, Zoll und aktiven DSt der Bw zu fördern.

6089. Zu Besonderheiten bei der Schießausbildung siehe Abschnitt 4.7.

6090. Die Befugnis, Einladungen zu Veranstaltungen innerhalb der Bw auszusprechen, ist an die Ltr

der für die DVag zuständigen DSt gebunden. Einladungen von zivilen Gästen müssen sich auf solche

DVag beschränken, die keine militärspezifischen Ausbildungsinhalte vermitteln. Personen, die

Ausbildungsunterstützung im Rahmen ihrer zivilen Kompetenz leisten, sind keine Gäste im Sinne des

Erlasses.

6091. Die Bw haftet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen für Personen- und

Vermögensschäden, die sich aus der Ausübung des militärischen Dienstbetriebes ergeben. Diese

Haftungsverpflichtung wird gegenüber Nichtangehörigen der Bw nur dann wahrgenommen, wenn sie

als Gäste militärischer DSt auf offizielle Einladung der zuständigen DSt an Veranstaltungen teilnehmen.

6092. Gäste dürfen ohne die ausdrückliche Einladung der DSt nicht am Dienstbetrieb teilnehmen.

Ein Verstoß hiergegen kann eine disziplinare Ahndung und im Schadensfall die Inanspruchnahme des oder der Verantwortlichen nach sich ziehen.

6093. Der Anteil an zivilen Gästen bei Veranstaltungen in der MilAusb sollte 10 % der Gesamtteilnehmenden nicht überschreiten. Ausnahmen genehmigt im Einzelfall die bzw. der zuständige DStLtr, die bzw. der die DVag durchführt. Sollen zivile Gäste in größerem Umfang eingeladen werden, kann dies im Rahmen einer Veranstaltung der Öffentlichkeitsarbeit erfolgen125. Diese Regelungen gelten auch für zivile Gäste aus dem Ausland.

6094. Zu Vorhaben der Bw in Rahmen von DVag der bu ResArb können auch ausländische

Soldatinnen und Soldaten sowie Reservistinnen und Reservisten aus NATO-Mitgliedsstaaten sowie

aus Österreich und der Schweiz eingeladen werden. Die Zuständigkeit dafür liegt ausschließlich bei

der gastgebenden und einladenden DSt. Sie soll im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf angemessene

Gegenseitigkeit achten.

6095. Die Zustimmung der Bundesregierung zur Teilnahme ausländischer Soldatinnen und Soldaten

in Uniform wird durch das Besuchskontrollverfahren mittels Einreiseersuchen eingeholt, welches die

eingeladenen Gäste zu veranlassen haben. Bei ausländischen Reservistinnen und Reservisten, die in

Deutschland wohnen, geschieht dies über deren Militärattaché in Deutschland. Über eine Einladung

von Personen sonstiger Länder (die nicht in der Anlage zum Besuchskontrollverfahren aufgeführt sind) entscheidet KompZResAngelBw nach formloser Vorlage aussagekräftiger Veranstaltungsunterlagen.

Diese wird für Einzuladende aus wiederholt beteiligten Ländern regelmäßig durch SKA erteilt, bei bisher nicht betroffenen Ländern wird die Genehmigung erstmals über BMVg FüSK III 4 eingeholt. Bei der Einladung ist bei Reservistinnen und Reservisten aus NATO-Staaten folgender Hinweis

aufzunehmen126: „Zusätzlich wird darauf verwiesen, dass für Reservistinnen und Reservisten aus

NATO-Staaten die Rechtsstellung nach dem NATO-Truppenstatut gilt. Weiterhin bitte ich Sie, bei

Annahme der Einladung im Rahmen des Besuchskontrollverfahrens einen Besuchsantrag bzw.

Antrag auf Einreise über Ihren zuständigen Militärattaché einzureichen.“

6.4.3 Dienstliche Veranstaltungen geselliger Art

6096. Eigenständige Dienstliche Veranstaltungen geselliger Art sind keine DVag im Sinne des § 81 SG.

6097. Veranstaltungen der ResArb beinhalten oft einen geselligen Anteil. Dieser ist als „Dienstliche

Veranstaltung geselliger Art“127 zu behandeln, bleibt aber Bestandteil der Gesamtveranstaltung/DVag.

6098. Für freiwillige Anteile in einem Rahmenprogramm oder sonstige freiwillige besondere

Leistungen können angemessene Kostenanteile auf die Teilnehmenden umgelegt werden. Diese

freiwillig zu leistenden Kostenbeiträge sind keine Start- und Nenngelder im Sinne der Bestimmungen.

6.4.4 Abweichende Zuständigkeiten bei Dienstlichen Veranstaltungen

6099. Alle Zuziehungen in der bu ResArb erfolgen grundsätzlich nur durch das für die Einzelperson

regional zuständige LKdo. Ausnahmen sind bundesweite DVag, bei denen die Zuziehung durch die

durchführende Dienststelle erfolgt.

6100. Für die Zuziehung von Reservistinnen und Reservisten, die in einem angrenzenden LKdo

ihren Wohnsitz haben, gilt: Ein LKdo kann grundsätzlich nur diejenigen zu DVag zuziehen, für die es

örtlich zuständig ist (Hauptwohnsitz). Vereinbarungen über den Wechsel der Zuständigkeit für

Zuziehungen aus benachbarten LKdo können für Einzelfälle oder auch generell in Abstimmung

zwischen den beteiligten LKdo getroffen werden, wenn dies aus sachlichen oder persönlichen Gründen der Betroffenen oder aus Gründen der Kostenersparnis zweckdienlich ist.

